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Entwurf eines Integrationsgesetzes 

A. Problem und Ziel 
Allein im letzten Jahr haben 476.649 Menschen in Deutschland Asyl beantragt. 
Auch im Jahr 2016 und den folgenden Jahren werden voraussichtlich noch viele 
Menschen kommen, um hier vorübergehend oder dauerhaft zu leben und Teil 
unserer Gesellschaft zu werden. 

Menschen, die eine gute Bleibeperspektive haben, sollen möglichst zügig in 
unsere Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt integriert werden. Flüchtlinge ohne 
Perspektive auf Anerkennung als Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte 
sollen mit Blick auf die Rückkehr in ihre Herkunftsländer adäquat gefördert 
werden. Die Integration ist zugleich Aufgabe jedes einzelnen nach Deutschland 
kommenden Menschen, des Staates und der Gesellschaft. Sie erfordert Eigenini-
tiative und Integrationsbereitschaft des Einzelnen sowie staatliche Angebote und 
Anreize. Mangelnde Integration führt mittel- und langfristig nicht nur zu gesell-
schaftlichen Problemen, sondern verursacht auch hohe Kosten. 

Ziel ist es, die unterschiedlichen Voraussetzungen und Perspektiven der Schutz-
suchenden zu berücksichtigen und dafür passende Maßnahmen und Leistungen 
anzubieten sowie im Gegenzug Integrationsbemühungen zu unterstützen und 
einzufordern, um eine schnelle und nachhaltige Integration zu ermöglichen. 
Dabei liegt der Schwerpunkt auf dem Erwerb der deutschen Sprache sowie einer 
dem deutschen Arbeitsmarkt gerecht werdenden Qualifizierung der betroffenen 
Menschen. Je früher damit begonnen wird, umso höher sind die Erfolgsaussich-
ten. Der deutsche Arbeitsmarkt benötigt eine Vielzahl von Fachkräften. Dieser 
Bedarf kann auch durch die nach Deutschland kommenden schutzsuchenden 
Menschen teilweise abgedeckt werden. Zugleich profitieren auch die Gesell-
schaft und die Arbeitsmärkte der Herkunftsländer im Falle einer Rückkehr von 
in Deutschland erworbenen Qualifikationen. 

Dabei kann auf bereits bestehende Maßnahmen, Leistungen und Verwaltungs-
strukturen zurückgegriffen werden, die dem aktuellen Bedarf angepasst werden 
müssen. Mit dem vorliegenden Gesetz sollen identifizierte Handlungsbedarfe 
umgesetzt und Regelungslücken geschlossen werden. 

Praktische Erfahrungen zeigen, dass weitere Rechtsänderungen ein noch effizi-
enteres Vorgehen im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) unter-
stützen können. Tatsächliche Entwicklungen haben zudem dazu geführt, dass 
gesetzliche Regelungen in der Praxis zu Unsicherheiten und damit zu uneinheit-
licher Anwendung führen. Ziel des vorliegenden Gesetzes ist es, die rechtlichen 
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Rahmenbedingungen weiter zu optimieren, um die erkannten Potenziale auszu-
nutzen. 

B. Lösung 
Die bestehenden gesetzlichen Regelungen für eine schnelle, erfolgreiche und auf 
die Aufnahme einer qualifizierten Beschäftigung ausgerichteten Integration 
werden an die aktuellen Bedarfe angepasst. Dabei sollen die Bleibeperspektive, 
der Status und die individuellen Bedarfe der Flüchtlinge ebenso berücksichtigt 
werden wie der Grundsatz aufeinander aufbauender Integrationsschritte, ohne 
dass damit eine Vorfestlegung für die jeweils nächste Stufe verbunden ist. 

Ohne ausreichende Möglichkeiten des Spracherwerbs wird eine Integration der 
Neuzuwandernden nicht möglich sein. Der Integrationskurs ist das staatliche 
Kernangebot zur nachhaltigen sprachlichen und gesellschaftlichen Integration 
von Zuwandernden mit aufenthaltsrechtlichen und leistungsrechtlichen Auswir-
kungen. Mit den gesetzlichen Änderungen werden Anpassungen des Integrati-
onskurssystems an den gestiegenen Bedarf vorgenommen und mehr Effizienz 
sowie Transparenz geschaffen. Die Verpflichtungsmöglichkeiten werden aus-
geweitet und ein frühzeitiger Spracherwerb wird sichergestellt. 

Für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) - 
mit Ausnahme von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern aus sicheren Her-
kunftsstaaten sowie von vollziehbar ausreisepflichtigen Personen (dies erfasst 
die Teilgruppe der ebenfalls vollziehbar ausreisepflichtigen Inhaberinnen und 
Inhaber einer Duldung) - werden zusätzliche Arbeitsgelegenheiten aus Bundes-
mitteln (Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen) geschaffen. Ziele sind eine nied-
rigschwellige Heranführung an den deutschen Arbeitsmarkt sowie eine sinnvolle 
und gemeinnützige Betätigung während des Asylverfahrens. Der Gesetzentwurf 
regelt, dass diese Maßnahmen keine Beschäftigungs- oder Arbeitsverhältnisse 
begründen. Die weitere Ausgestaltung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
wird in einem Arbeitsmarktprogramm des Bundes geregelt. Die Förderung wird 
sich dabei eng an den geltenden Voraussetzungen des § 5 AsylbLG orientieren. 

Im AsylbLG wird eine Verpflichtung mit leistungsrechtlichen Konsequenzen 
zur Wahrnehmung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen eingeführt. Dies gilt 
nicht für Asylbewerberinnen und Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten 
nach § 29a des Asylgesetzes (AsylG) sowie Leistungsberechtigte, die geduldet 
oder vollziehbar ausreisepflichtig sind; diese Leistungsberechtigten haben kei-
nen Zugang zu Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen. Für bestimmte Leistungsbe-
rechtigte wird zugleich eine Verpflichtung mit leistungsrechtlichen Konsequen-
zen eingeführt, an Integrationskursen nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) teilzunehmen, wenn die zuständige Leistungsbehörde sie hierzu auffor-
dert. 

Die pflichtwidrige Ablehnung bzw. der Abbruch dieser Maßnahmen hat künftig 
eine Absenkung auf das Leistungsniveau nach § 1a Absatz 2 AsylbLG zur Fol-
ge. Die betreffenden Regelungen finden auf die Bezieherinnen und Bezieher von 
Grundleistungen und die Leistungsberechtigten nach § 2 Absatz 1 AsylbLG 
(Analogleistungsberechtigte) gleichermaßen Anwendung. Zugleich wird auch 
die Regelung über die Heranziehung zu Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG 
und über die Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 5b 
AsylbLG auf die Gruppe der Leistungsberechtigten nach § 2 Absatz 1 AsylbLG 
erstreckt. 

Für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive, für Geduldete sowie für Inha-
berinnen und Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel soll der Zugang 
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zu Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB III) befristet und in Abhängigkeit von Status und Aufenthaltsdauer 
deutlich erleichtert werden. Daneben enthält der Gesetzentwurf eine Änderung 
im SGB III, um den Zugang zu Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach 
dem SGB III oder zur Eingliederung in Arbeit nach dem SGB II, die Langzeit-
arbeitslosigkeit voraussetzen, zu erleichtern. 

Um für Asylberechtigte, anerkannte Flüchtlinge und Resettlement-Flüchtlinge 
einen zusätzlichen Integrationsanreiz zu schaffen, wird ein Daueraufenthalts-
recht, die Niederlassungserlaubnis, künftig nur dann erteilt, wenn durch die 
Schutzberechtigte oder den Schutzberechtigten Integrationsleistungen erbracht 
worden sind. Es gelten dafür im Wesentlichen die Bedingungen, die auch für 
andere Ausländerinnen und Ausländer gelten. 

Die besondere Lage der anerkannten Flüchtlinge, Asylberechtigten und Resett-
lement-Flüchtlinge wird insofern berücksichtigt, als von dem Erfordernis der 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung oder vergleichbarer Aufwendun-
gen abgesehen und nach fünf Jahren lediglich eine überwiegende Lebensunter-
haltssicherung vorausgesetzt wird. Zudem werden die Zeiten des Asylverfahrens 
auf die Frist für die Erteilung der Niederlassungserlaubnis angerechnet. Auch 
das erforderliche Sprachniveau ist gegenüber § 9 Absatz 2 AufenthG abgesenkt. 
Ein besonderer Integrationsanreiz wird durch die Möglichkeit geschaffen, bei 
herausragender Integration bereits nach drei Jahren eine Niederlassungserlaubnis 
zu erhalten. Die herausragende Integration zeigt sich insbesondere am Beherr-
schen der deutschen Sprache bei gleichzeitiger weit überwiegender Lebensun-
terhaltssicherung. 

Die Regelungen zur Wohnsitzverpflichtung für anerkannte Flüchtlinge und In-
haberinnen und Inhaber bestimmter anderer humanitärer Aufenthaltstitel sind 
Teil des mit diesem Gesetzentwurf verfolgten integrationspolitischen Gesamtan-
satzes und sollen die Integration dieser Personengruppe fördern und integrati-
onshemmenden Segregationstendenzen entgegenwirken. Sie werden durch Än-
derungen im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), insbesondere zur örtli-
chen Zuständigkeit der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, sowie 
durch eine Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) flan-
kiert. 

Die Praxis der Landesaufnahmeprogramme für syrische Schutzsuchende hat 
zum Teil zur Überforderung von Verpflichtungsgebern geführt. Die Begrenzung 
der Geltungsdauer von Verpflichtungserklärungen in § 68 AufenthG sowie die 
Altfallregelung in § 68a AufenthG sollen Verpflichtungsgeber vor unabsehbaren 
finanziellen Belastungen schützen. Außerdem soll die Neuregelung auch klar-
stellen, dass die Erteilung eines (anderen) humanitären Aufenthaltstitels die 
Haftung des Verpflichtungsgebers aus der Verpflichtungserklärung während der 
Geltungsdauer der Verpflichtungserklärung unberührt lässt. 

Verschiedene Änderungen des Asylgesetzes ermöglichen, dass die Prozesse im 
BAMF effizienter ausgestaltet werden können, unter anderem durch Verzicht 
auf die förmliche Zustellung positiver Bescheide, wenn dem Asylantrag voll-
ständig stattgegeben wird. 

Die Unterscheidung zwischen Asylsuchenden, die unerlaubt über einen sicheren 
Drittstaat (§ 26a AsylG) einreisen, und anderen Asylsuchenden wird im Hin-
blick auf das Entstehen der Aufenthaltsgestattung aufgegeben. Die Aufenthalts-
gestattung entsteht grundsätzlich einheitlich und frühzeitig mit der Ausstellung 
des Ankunftsnachweises. 
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C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Der befristete erleichterte Zugang zu Leistungen der Ausbildungsförderung nach 
dem SGB III für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive, für Geduldete 
sowie für Inhaberinnen und Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel 
führt zu Mehrausgaben im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit sowie zu 
Einsparungen bei Leistungen nach dem AsylbLG. Die Mehrausgaben setzen 
sich zu großen Teilen aus Vorzieheffekten zusammen, die in erster Linie im 
Jahr 2017 auftreten. Daher können sich in diesem Jahr Mehrausgaben in Höhe 
von rund 215 Millionen Euro ergeben, die in den Folgejahren deutlich niedriger 
liegen. Durch die Öffnung der Maßnahmen zur Ausbildungsförderung entstehen 
Minderausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG in den Haushalten von Län-
dern und Kommunen, die sich im Jahr 2017 auf bis zu 38 Millionen Euro belau-
fen können. Durch die Öffnung der Maßnahmen zur Ausbildungsförderung 
kommt es bei Bund und Ländern zu geringen, nicht quantifizierbaren Mehraus-
gaben beim Wohngeld, wenn geduldete Ausländerinnen und Ausländer statt 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nunmehr Leistungen zur 
Ausbildungsförderung (vergleiche § 132 SGB III) erhalten und zusätzlich zu 
diesem Einkommen Wohngeld beziehen. Darüber hinaus ergeben sich nicht 
quantifizierbare Mehrausgaben im Bundeshaushalt und im Haushalt der Bunde-
sagentur für Arbeit durch weitere Regelungen. 

Die Einführung einer Informationspflicht des Trägers nach § 23 Absatz 5 Satz 2 
SGB XII am neuen Aufenthaltsort bei Verstoß gegen eine räumliche Beschrän-
kung, Wohnsitzauflage oder Wohnsitzregelung gegenüber dem Träger am Ort 
der räumlichen Beschränkung, Wohnsitzauflage oder Wohnsitzregelung kann zu 
nicht näher quantifizierbaren Kostenersparnissen für beide Träger führen. 

Die Einführung neuer Leistungseinschränkungen für bestimmte Fälle der Se-
kundärmigration (§ 1a Absatz 4 AsylbLG), wegen Verletzung von Mitwir-
kungspflichten im Verwaltungsverfahren (§ 1a Absatz 5 AsylbLG) sowie wegen 
der pflichtwidrigen Nichtwahrnehmung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
(§ 5a AsylbLG) oder der pflichtwidrigen Nichtwahrnehmung von Integrations-
kursen (§ 5b AsylbLG) bedeutet für bestimmte Personengruppen, dass sie nur 
ein Minimum an Leistungen erhalten, das der Existenzsicherung dient. Die Leis-
tungsträger nach diesem Gesetz können dadurch Kosten einsparen. 

Etwaiger Mehrbedarf im Bundeshaushalt soll in den jeweiligen Einzelplänen 
ausgeglichen werden. 

E. Erfüllungsaufwand 
Soweit der Erfüllungsaufwand nicht quantifiziert wurde und eine Quantifizie-
rung möglich ist, wird eine Nachquantifizierung bis zum 1. Oktober 2016 vor-
genommen. 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Als Maßnahmeträger der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen im Sinne des § 5a 
AsylbLG kommen auch gemeinnützige Unternehmen in Betracht. Durch die in 
§ 5a Absatz 6 AsylbLG vorgesehene Auskunftspflicht wird für diese Maßnah-
meträger ein nicht näher quantifizierbarer Erfüllungsaufwand begründet. Dieser 
Erfüllungsaufwand stellt zugleich Bürokratiekosten dar. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ergeben sich insbesondere 
wegen des Schwerpunktthemas einer dem deutschen Arbeitsmarkt gerecht wer-
denden Qualifizierung von Asylsuchenden neue Daueraufgaben. 

Der befristete erleichterte Zugang zu Leistungen der Ausbildungsförderung nach 
dem SGB III für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive, für Geduldete 
sowie für Inhaberinnen und Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel 
führt zu einmaligen Aufwänden für die Umstellung von IT-Verfahren, Ge-
schäftsanweisungen und Merkblättern im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit 
in Höhe von rund 35 000 Euro im Jahr 2016. 

Durch die Einführung der Informationspflicht des Trägers nach dem SGB XII 
am neuen Aufenthaltsort bei Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung, 
Wohnsitzauflage oder Wohnsitzregelung nach § 12a AufenthG gegenüber dem 
Träger am Ort der räumlichen Beschränkung, Wohnsitzauflage oder Wohnsitz-
regelung nach § 23 Absatz 5 Satz 2 SGB XII wird ein nicht näher quantifizierba-
rer Erfüllungsaufwand begründet, der sich jedoch durch die damit für die Träger 
verbundenen Kostenersparnisse rechtfertigt. 

Durch die Erweiterung der Leistungseinschränkungen in § 1a Absatz 4 und 5 
AsylbLG wird ein nicht näher quantifizierbarer Erfüllungsaufwand für die Leis-
tungsbehörden begründet. Durch die Erweiterung der Übermittlungspflichten 
des BAMF nach § 8 Absatz 2a AsylG wegen der Leistungseinschränkungen in 
§ 1a Absatz 4 und 5 des AsylbLG wird ein Erfüllungsaufwand von bis zu 
30 Minuten für das BAMF begründet. Dem steht eine noch nicht näher quantifi-
zierbare Minderung des Erfüllungsaufwands gegenüber, wenn durch die zu er-
wartende Präventivwirkung eine bessere Termintreue und damit unter anderem 
auch eine Verringerung der Vorhaltekosten für Dolmetscher erreicht wird. 

Mit der vorgeschlagenen gesetzlichen Änderung in § 5a AsylbLG erweitert der 
Gesetzgeber die gesetzlichen Aufgaben der Träger der Leistungen nach diesem 
Gesetz. Die in § 5a AsylbLG vorgesehene Zuweisung von Arbeitsgelegenheiten 
und die hieran anknüpfenden Entscheidungen über Leistungseinschränkungen, 
sofern der Heranziehung pflichtwidrig nicht Folge geleistet wird, verursachen 
bei den zuständigen Behörden der Länder und Kommunen einen gewissen zu-
sätzlichen Aufwand in nicht quantifizierbarer Höhe. Gleiches gilt für die mit 
diesen Entscheidungen verbundenen Kooperations- und Überwachungspflichten 
und den notwendigen Datenaustausch mit den für die Bereitstellung oder Durch-
führung der Maßnahmen zuständigen Stellen. Die Durchführung für das eigent-
liche Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen und damit die 
Verantwortung für die Schaffung der Arbeitsgelegenheiten wird jedoch der 
Bundesagentur für Arbeit übertragen. Damit werden die Träger mit dieser zent-
ralen Aufgabenstellung nicht belastet. Mit den vorgeschlagenen gesetzlichen 
Änderungen in § 5b AsylbLG erweitert der Gesetzgeber die gesetzlichen Aufga-
ben der Träger der Leistungen nach diesem Gesetz. Die in § 5b AsylbLG vorge-
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sehene Verpflichtung zur Teilnahme an Integrationskursen und die hieran an-
knüpfenden Entscheidungen über Leistungseinschränkungen, sofern der Heran-
ziehung pflichtwidrig nicht Folge geleistet wird, verursachen bei den zuständi-
gen Behörden der Länder und Kommunen zusätzlichen Aufwand in nicht quan-
tifizierbarer Höhe. Gleiches gilt für die mit diesen Entscheidungen verbundenen 
Kooperations- und Überwachungspflichten. 

Die Umsetzung der Regelungen zur Wohnsitzverpflichtung wird für die Länder 
erhöhte Verwaltungslasten auslösen. Der Gesetzentwurf beschränkt diese jedoch 
auf das unvermeidliche Maß, indem in bestimmten Fallkonstellationen eine 
integrationspolitisch sinnvolle Wohnsitzregelung unter vereinfachten Vorausset-
zungen ermöglicht wird. Zudem ist zu berücksichtigen, dass den Ländern durch 
die Verringerung von Segregationsrisiken Aufwendungen für die nachträgliche 
Korrektur unerwünschter Entwicklungen insbesondere in den Ballungsräumen 
erspart werden können. 

Die Umsetzung der Regelungen zur neuen Verpflichtungsmöglichkeit in Integ-
rationskurse in § 44a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 AufenthG und in § 5b 
AsylbLG verursacht einen noch nicht bezifferbaren Erfüllungsaufwand beim 
BAMF. Die Ausweitung der mit diesen Entscheidungen verbundenen Koopera-
tions- und Informationspflichten mit den zuständigen Behörden in den Kommu-
nen kann eine Anpassung der IT-Strukturen im BAMF erforderlich machen. 

Durch die Änderungen im Asylgesetz erhält das BAMF Instrumente zur Steige-
rung der Prozesseffizienz. In welchem Umfang der Erfüllungsaufwand durch 
diese Regelungen sinkt, ist jedoch überwiegend nicht genau zu beziffern. Ande-
res gilt nur für den Wegfall der förmlichen Zustellung für Bescheide, die nicht 
der Anfechtung unterliegen. Vollanerkennungen bzw. Flüchtlingsanerkennun-
gen bei beschränkten Asylanträgen können danach mit einfachem Brief versandt 
werden, wenn keine Zustellung erforderlich ist. Im Jahr 2015 hat das Bundesamt 
ca. 137 000 Asyl- und Flüchtlingsanerkennungen erlassen. Dies entspricht bei 
etwa 1,5 Personen pro Akte ca. 91 333 positiven Bescheiden. Die Einsparungen 
bei den Portokosten betragen ca. 164 400 Euro. Bei den Personalkosten ergibt 
sich durch den geringeren Aufwand beim Versand eines einfachen Briefs ge-
genüber der Zustellung per PZU eine Einsparung von ca. 5 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im mittleren Dienst. Dies entspricht ca. 234 000 Euro/Jahr (Perso-
nal-, Personalneben- und Sachkosten sowie Versorgungsansprüche). 

Für die Aufnahme des Datums der Ausstellung des Ankunftsnachweises auf der 
Aufenthaltsgestattung muss der Vordruck für die Aufenthaltsgestattung ergänzt 
werden. Der Mehraufwand für die Eintragung des zusätzlichen Datums dürfte zu 
vernachlässigen sein. 

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln im Bundeshaushalt soll 
finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

F. Weitere Kosten 
Für die Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen 
durch den Gesetzentwurf keine Kosten. Auswirkungen auf das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin, 20. Juni 2016 
 DIE BUNDESKANZLERIN  
 

 
 An den  

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen  
 

Entwurf eines Integrationsgesetzes 
 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
 
Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bun-
desministerium des Innern. 
 
Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 946. Sitzung am 17. Juni 2016 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus  
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
 
Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 
 
 
 

 
 
 
Entwurf eines Integrationsgesetzes 
 
 
Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit dem Text der Bundestagsdrucksache 
18/8615. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf eines Integrationsgesetzes und einer Verordnung zum Integrationsgesetz (NKR-Nr. 3734, 3735) 

 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger 

Gesetz: 

 

Verordnung: 

Übermittlung eines Nachweises zur Anmeldung 
am Integrationskurs 

 

Keine Auswirkungen 

 

 

Im Einzelfall geringfügig 

Wirtschaft 

Gesetz: 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Davon aus Informationspflichten  

 

Verordnung: 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Davon aus Informationspflichten        

Einmaliger Erfüllungsaufwand:  

 

 

nicht quantifiziert 

nicht quantifiziert 

 

 

nicht quantifiziert 

nicht quantifiziert 

nicht quantifiziert 

Verwaltung 

Gesetz: 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Bund: 

In Form von Belastungen 

In Form von Entlastungen  

Einmaliger Erfüllungsaufwand Bund: 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Länder/ Kommu-
nen: 

 

Verordnung: 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Bund: 
 

Einmaliger Erfüllungsaufwand Bund: 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Länder/ Kommu-
nen: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand Länder/ Kommu-

 

 

 

nicht quantifiziert 

mind. -400.000 Euro 

mind. 35.000 Euro 

 

nicht quantifiziert 
 

 

 

nicht quantifiziert, sowohl Entlastung als auch 
Belastung 

nicht quantifiziert 

 

nicht quantifiziert 
 

nicht quantifiziert 
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nen: 

Weitere Kosten 

Erhöhung des Orientierungskurses um 40 Stun-
den führt zu einer Erhöhung der Kostenbeteili-
gung je kostenbeitragspflichten Teilnehmer 

 

1,55 Euro/Std., d. h. 62 Euro sowie etwa 10 Euro 
zusätzliche Fahrtkosten im Einzelfall, Gesamtkos-
ten nicht quantifizierbar 

Inkrafttreten und Befristung Die Zuweisung ins Arbeitsmarktprogramm sowie 
einzelne Vorgaben betreffend Aufenthaltsgesetz 
und Integrationskursverordnung treten erst zum 
1.1.2017 in Kraft. 

Beide Regelungsvorhaben sehen zudem verschie-
dene Befristungen vor:  

Die Sonderregel der Ausbildungsförderung (SGB 
III) kann bis zum 31.12.2018 beantragt werden. 

Im AsylbLG ist die Verpflichtung im Zusammen-
hang zum Arbeitsmarktprogramm auf dessen 
Dauer begrenzt (voraussichtlich bis Ende 2020). 

Im Aufenthaltsgesetz gilt die Wohnsitzzuweisung 
für drei Jahre, die Übergangsvorschrift zu Ver-
pflichtungserklärungen 5 Jahre. 

Die Vorrangprüfung in der Beschäftigungsver-
ordnung ist insgesamt auf 3 Jahre befristet. 

Evaluierung Die Überprüfung der Ziele und Wirkungen des 
Gesetzes und der Verordnung werden evaluiert.  
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‚One in one out‘-Regel  Es werden in der Verordnung keine Ausführungen 
zur ,One in one out‘-Regel gemacht. Da zurzeit 
keine Gründe für eine Ausnahmeregelung er-
kennbar sind, dürfte das Vorhaben grundsätzlich 
unter die Regelung fallen.  

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Einwände gegen die Darstellungen der Ge-
setzesfolgen in beiden Regelungsvorhaben. Der Erfüllungsaufwand ist überwiegend nicht quantifiziert 
dargestellt. Der NKR begrüßt daher, dass sowohl BMAS als auch BMI zugesagt haben, den Erfül-
lungsaufwand bis zum 1. Oktober 2016 nachzuquantifizieren.  

 

1. Im Einzelnen 

Im Jahr 2015 haben rund 477.000 Menschen Asyl beantragt. Auch in diesem Jahr und folgenden Jahren werden 
Menschen nach Deutschland flüchten. Das Integrationsgesetz und die Verordnung zum Integrationsgesetz zielen 
darauf, geflüchtete Menschen besser in Deutschland zu integrieren. 

Für die Integration der Asylbewerber bedarf es der Schaffung zusätzlicher Kapazitäten für Integrations- und 
Orientierungskurse. Dies soll zu kurzen Wartezeiten von nur noch  
6 Wochen (bisher 3 Monate) führen. Zudem sollen neben dem Erwerb der Sprachkenntnisse auch die Kenntnis-
se im Orientierungskurs, insbesondere die Wertevermittlung und die Gleichstellung von Frauen und Männern 
verstärkt vermittelt werden.  

Darüber hinaus sollen die Menschen schneller in den Arbeitsmarkt integriert werden. Damit dies gelingt, wird 
einerseits – außerhalb dieser Regelungsvorhaben – ein Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnah-
men geschaffen, welche Arbeitsgelegenheiten schaffen soll. Zudem wird befristet die Vorrangprüfung abge-
schafft, wenn dies die regionale Arbeitsmarktsituation zulässt. Nach dieser war bisher zu prüfen, ob nicht bevor-
rechtigte inländische Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. 

Die Integrationsmöglichkeiten werden gleichzeitig als Pflichten ausgestaltet. Damit soll sichergestellt werden, 
dass die Integrationsmaßnahmen wahrgenommen werden bzw. die Teilnahme an zugewiesenen Arbeitsgelegen-
heiten erfolgt. Zudem werden geflüchtete schutzberechtigte Personen einem Wohnsitz zugewiesen, sofern sie 
nicht arbeiten, studieren oder einer Ausbildung nachgehen.  

Die Verletzung dieser Mitwirkungs- bzw. Teilnahmepflichten wird grundsätzlich sanktioniert. Dies erfolgt 
bspw. durch Einschränkungen von Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) oder SGB XII. 

Darüber hinaus sollen mit dem Integrationsgesetz auch Vereinfachungen im Verwaltungsvollzug des BAMF 
erzielt werden. Das betrifft einerseits das Asylgesetz, das insbesondere wie folgt geändert werden soll: 

• Außenstellen des BAMF müssen nicht mehr ab einem Schwellwert von  
500 sondern zukünftig von 1.000 Unterbringungsplätzen in Erstaufnahmeeinrichtungen eingerichtet 
werden 

• Asylanträge können durch andere als die örtlich zuständige BAMF-Außenstelle entgegengenommen 
und Anhörung in Amtshilfe durch andere Behörden durchgeführt werden 

• Die Unterscheidung von „unbeachtlichen“ und „unzulässigen“ Asylanträgen wird aufgehoben und eine 
Klarstellung zur nun nur noch zu prüfenden Unzulässigkeit vorgenommen.  

• Eine förmliche Zustellung (inkl. Zustellurkunde) ist nur noch bei ablehnenden Bescheiden des BAMF 
erforderlich, bei positiven Bescheiden reicht eine einfache postalische Zustellung aus.  

• Zur Vermeidung einer Rechtsunsicherheit in Bezug auf die Aufenthaltsgestattung wird diese nur noch 
nach die Ausstellung des Ankunftsnachweises bzw. das Stellen eines Asylantrages geknüpft, nicht mehr 
an das bloße und selten nachvollziehbare Asylgesuch (Willensäußerung bei Einreise). 
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Anderseits soll das AZR-Gesetz dahingehen angepasst werden, dass Familienbeziehungen besser abgebildet 
werden können, z.B. um eine gemeinsame Unterbringung zu gewährleisten.  

 

2. Erfüllungsaufwand 

Die Ressorts haben die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand weitgehend nicht quantifiziert dargestellt. Sie 
haben zugesagt, den Erfüllungsaufwand bis zum 1. Oktober 2016 nachzuquantifizieren. 

Über die Anzahl der Betroffenen bzw. Fallzahlen wurden in der Regel keine Schätzungen abgegeben. Im Jahr 
2015 wurden 476.649 Asylanträge gestellt. In welchem Umfang in diesem Jahr und in den nächsten Jahren 
Flüchtlinge nach Deutschland kommen, wurde nicht geschätzt. Dies ist insoweit relevant, weil einige Regelun-
gen erst zum 1.1.2017 in Kraft treten werden.  

 

Bürgerinnen und Bürger 

Aus dem Integrationsgesetz ergeben sich keine Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger. Diese ergeben sich 
– im Einzelfall voraussichtlich geringfügig – aus der Verordnung (jährlicher Erfüllungsaufwand). Danach müs-
sen Ausländer ihre Anmeldung zum Integrationskurs gegenüber der Stelle nachweisen, die sie zur Teilnahme 
verpflichtet hat.   

 

Wirtschaft  

Für die Wirtschaft fällt nach dem Gesetz jährlicher Erfüllungsaufwand an, sofern diese Träger der Flüchtlingsin-
tegrationsmaßnahme sind. Dann haben auch diese Unternehmen eine Informationspflicht nach AsylbLG, bspw. 
wenn die Teilnahme am Integrationskurs unterbrochen oder nicht angetreten wird.  

Die Verordnung enthält Veröffentlichungspflichten für Integrationskurse und bestehende freie Plätze nach Vor-
gaben der Bundesanstalt für Arbeit (BA). Diese erfolgt über die Plattform „Kursnet“ und führt zu jährlichem 
Erfüllungsaufwand. Zudem bedingt dies unter Umständen Umstellungsaufwand für die IT der Unternehmen.  

Darüber hinaus erhöht sich der jährliche Aufwand, weil die Kursträger durch die Heraufsetzung der Stunden des 
Orientierungskurses höheren Aufwand haben (bspw. durch die tägliche Erfassungspflicht der Teilnehmer). Für 
das Jahr 2016 geht das BAMF von rund 550.000 Teilnehmern an Integrationskursen aus, davon 382.000 Teil-
nehmer an Orientierungskursen.  

 

Verwaltung 

Für die Verwaltung ergeben sich aus den Vorgaben des Gesetzes und der Verordnung sowohl jährliche Be- als 
auch Entlastungen für Bund, Länder und Kommunen. Zudem fällt einmaliger Erfüllungsaufwand (Umstellungs-
aufwand) für den Bund an. Fallzahlen oder Einzelaufwand werden weitgehend nicht geschätzt. Eine wirksame 
Einbindung der Länder und Kommunalen Spitzenverbände ist seitens der federführenden Ressorts nicht erfolgt 
bzw. konnte aufgrund der ungewöhnlich kurzen Abstimmungsfristen von vornherein nicht gewährleistet wer-
den. Gleichwohl gibt es seitens der Kommunalen Spitzenverbände Hinweise, dass mit nicht unerheblichen Voll-
zugsaufwänden zu rechnen ist. Der NKR erwartet, dass die Vollzugsträger im Rahmen der Nachquantifizierung 
entsprechend eingebunden werden. 

 

Umstellungsaufwand Verwaltung 

Der Umstellungsaufwand für den Bund wird für neue Geschäftsanweisungen und Merkblätter für Vorgaben 
nach dem Gesetz mit etwa 35.000 Euro beziffert. Für diesen ist zudem weiterer Umstellungsaufwand durch IT-
Maßnahmen zur Vereinfachung der Kooperations- und Informationspflichten mit den Ländern möglich. Weite-
rer Umstellungsaufwand ist durch die Änderung im AZRG (neue Erfassungsmöglichkeit für Kinder, Elternteile 
und Eheleute) zu erwarten. 
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Auch nach der Verordnung ist Umstellungsaufwand für den Bund möglich, bspw. für die bessere Filterbarkeit 
von Kursplätzen für Menschen mit Behinderungen auf der Plattform „Kursnet“. Zudem muss durch die Herauf-
setzung der Stundenzahl des Orientierungskurses das Curriculum inhaltlich weiterentwickelt werden.  

Umstellungsaufwand für Länder und Kommunen ergibt sich voraussichtlich aus neuen Vorgaben der Verord-
nung. Danach wird für verschiedene Länderbehörden (Ausländerbehörden, Leistungsbehörden) der Aufbau 
neuer Kommunikationsstrukturen zur Umsetzung der Integrationskursverordnung erforderlich. 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Verwaltung 

Die BA sieht für den Vollzug des Gesetzes neue Daueraufgaben, ohne dass dies als jährlicher Erfüllungsauf-
wand näher quantifiziert wird.  

Weiterer jährlicher Erfüllungsaufwand fällt beim Bund durch Übermittlungspflichten des Bundesamtes für Mig-
ration und Flüchtlinge (BAMF) an die Leistungsbehörden von Ländern und Kommunen nach dem AsylbLG an. 
Danach muss das BAMF mangelnde Mitwirkung im Asylverfahren, bspw. bei der Identitätsklärung oder Ter-
minwahrnehmung, mitteilen, damit die Leistungsbehörden Sanktionen aussprechen können. Für den Einzelfall 
wird ein Aufwand von etwa 30 Minuten für die Informationsübermittlung geschätzt.  

Jährlicher Erfüllungsaufwand in Form von Entlastungen resultiert bspw. aus Änderungen des Asylgesetzes. 
Danach können förmliche Zustellbescheide bspw. bei Vollanerkennungen bzw. Flüchtlingsanerkennungen ent-
fallen. Das Ressort hat im Jahr 2015 etwa 137.000 Asyl- und Flüchtlingsanerkennungsschreiben erlassen. Sach-
kosten (Porto) von etwa 164.000 Euro und Personalkosten von etwa 234.000 Euro (entspricht  
5 Mitarbeiter im mittleren Dienst) entfallen, mithin eine jährliche Entlastung von etwa 400.000 Euro geschätzt 
wird. 

Darüber hinaus wird weiterer jährlicher Erfüllungsaufwand bei Ländern und Kommunen durch die Vorgaben 
nach dem Gesetz gesehen. Dies betrifft insbesondere die Wohnsitzzuweisung nach Aufenthaltsgesetz, Informa-
tionspflichten nach SGB XII des neuen an den alten Träger der Grundsicherung bei Verstoß gegen Wohnsitz-
zuweisung, Zuweisungen ans Arbeitsmarktprogramm und in Integrationskurse nach AsylbLG sowie den Über-
wachungs- und Kooperationspflichten mit anderen Behörden) und den daraus resultierenden Sanktionsmecha-
nismen (Aussprechen von Leistungskürzungen).  

 

Die befristete Abschaffung der Vorrangregelung in der Verordnung wird eine Entlastung bewirken. Für die 
Vorrangprüfung kann im Einzelfall ein Aufwand von 30 min angesetzt werden. Dieser Wert basiert auf den 
Erhebungen im Projekt über die Optimierung des Verfahrens zur Einreise von Fach- und Führungskräften aus 
Drittstaaten, das der NKR in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt und den Bundesländern Hessen 
und Sachsen durchgeführt hat. Danach umfasst die „reine Bearbeitungsprozess der Vorrangprüfung je nach 
Komplexität zehn Minuten bis eine Stunde inkl. der vorzunehmenden Dokumentation der Recherchen und Er-
gebnisse." Diese Werte basieren auf einer Stichprobe eines Arbeitgeber-Service, der AG-S Frankfurt am Main. 
Insoweit kann ein Erfüllungsaufwand von 30 min pro Vorgang angesetzt werden. Das Ressort schätzt daraufhin 
eine Entlastung von 30 Euro, der Projektbericht sieht diese im Einzelfall bei etwa 20 Euro (27,40 Euro (mD, 
Bund) + 11,34 Euro Sachkostenpauschale, also rund 15 Euro Personal- und 5 Euro Sachkosten). 

Jährliche Belastungen dürften sich für Bund und Länder aus der Verordnung vor allem durch die Überwachung 
der Teilnahmen an den Integrationskursen sowie der entsprechenden Kooperations- und Informationspflichten 
mit sich bringen. 

 

3. Weitere Kosten 

Weitere Kosten dürften voraussichtlich für kostenbeitragspflichtige Teilnehmer des Orientierungskurses anfal-
len. Durch die Erhöhung der Stundenzahl erhöht sich für diese auch die anteilige Kostenbeitragspflicht, die im 
Einzelfall bei etwa 62 Euro liegen wird. Daneben werden zusätzlich 10 Euro Fahrtkosten geschätzt. 
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4. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Während die zur wirksamen Sanktionierung einer Integrationsverweigerung erforderlichen neuen Informations-
erfordernisse zwischen Leistungsbehörden, dem BAMF und den Kursanbietern zu einer Verkomplizierung der 
Rechtsanwendung und des Verwaltungsvollzugs beitragen, führen die Änderungen im Asylgesetz zu Vereinfa-
chungen. Zu diesen Vereinfachungen, die der NKR in früheren Stellungnahmen teilweise bereits gefordert hatte, 
gehören, 

• die Erhöhung des Schwellwertes zur Einrichtung von BAMF-Außenstellen. Dies ermöglicht eine effizi-
ente Konzentration und Bündelung der Bearbeitungskapazitäten an größeren Standorten.  

• die Abschaffung der förmlichen Zustellung bei positiven BAMF-Bescheiden. Dies spart Bearbeitungs- 
und Portoaufwand und vereinfacht die Zuleitung an den Empfänger  

• die Abschaffung der Kategorie unbeachtlicher Asylanträge. Dadurch werden die Bearbeiter im BAMF 
entlastet.  

• Die befristete Aussetzung der Vorrangprüfung, wenn dies die regionale Arbeitsmarktsituation zulässt. 
Dadurch werden die Ausländerbehörden und die Agentur für Arbeit entlastet; Abstimmungs- und Lie-
gezeiten entfallen.  

 

Obgleich auch mit der Verknüpfung der Aufenthaltsgestattung an die Ausstellung des Ankunftsnachweises eine 
rechtliche Klarstellung und praktische Verfahrenserleichterung einhergeht, ist nicht ersichtlich, warum nicht 
auch eine darüber hinausgehende Vereinfachung ermöglicht wird. Diese könnte in der gänzlichen Abschaffung 
der Aufenthaltsgestattung als separatem Dokument bestehen. Wenn eine Aufenthaltsgestattung zukünftig de 
facto mit der Ausstellung des Ankunftsnachweises einhergeht, könnte auf ein zweites Dokument verzichtet 
werden. Dieses wäre nur noch für Personen ohne Ankunftsnachweis erforderlich (z.B. unbegleitet Minderjähri-
ge oder Altfälle). Alternativ könnten diesen Personengruppen ebenfalls (ggf. nachträglich) Ankunftsnachweise 
ausgestellt werden, die eine separate Aufenthaltsgestattung obsolet machten.  

 

5. Evaluation 

Der NKR begrüßt, dass beide Ressorts eine Evaluation vornehmen werden.  

Das BMAS hat zum einen ein Forschungsvorhaben zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung aufgesetzt. In die-
sem sollen auch die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für die Integration von Migranten regelmäßig evaluiert 
werden. Geplant sind hierzu eine Machbarkeitsstudie und die Ausschreibung voraussichtlich im Jahr 2017 mit 
nachfolgendem etwa dreijährigem Evaluationszeitraum. 

 

Darüber hinaus werden das Integrationsgesetz und die Verordnung zum Integrationsgesetz spätestens 5 Jahre 
nach Inkrafttreten evaluiert.  

 

Angesichts der weiterhin bestehenden Herausforderungen bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise und der 
möglichst schnellen Bearbeitung von Asylanträgen ist es aus Sicht des NKR und im Sinne eines kontinuierli-
chen Verbesserungsprozessen notwendig, unabhängig von einer formalen Evaluation nach mehreren Jahren, 
aktuelle Hinweise und Optimierungsvorschläge aus der Praxis aufzugreifen und das bestehende Recht regelmä-
ßig so weiterzuentwickeln, dass seine Vollzugstauglichkeit erhöht und Verfahrensvereinfachungen zügig er-
reicht werden können.  

 

6. Gesamtbetrachtung 

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Einwände gegen die Darstellungen der Gesetzesfol-
gen in beiden Regelungsvorhaben. Der Erfüllungsaufwand ist überwiegend nicht quantifiziert dargestellt. Der 
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NKR begrüßt daher, dass sowohl BMAS als auch BMI zugesagt haben, den Erfüllungsaufwand bis zum 1. Ok-
tober 2016 nachzuquantifizieren. 

 

 

 

 

Dr. Ludewig   Dr. Dückert    Prof. Dr. Kuhlmann 

Vorsitzender   Berichterstatterin   Berichterstatterin 
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Anlage 3  

Stellungnahme 
des Bundesrates 

 
 
 
 

Entwurf eines Integrationsgesetzes 

 

Der Bundesrat hat in seiner 946. Sitzung am 17. Juni 2016 beschlossen, zu dem Gesetz-
entwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 132 Absatz 1 Satz 1 SGB III) 

In Artikel 1 Nummer 3 ist § 132 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

"Ausländerinnen und Ausländer, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Auf-
enthalt zu erwarten ist, gehören nach Maßgabe der folgenden Sätze zum förderungs-
fähigen Personenkreis nach § 59 für Leistungen nach den §§ 51, 56, 75, 122 und 130, 
wenn ihr Aufenthalt seit mindestens drei Monaten gestattet ist." 

 

Begründung: 

Eine Harmonisierung der Wartezeiten der Ausbildungsförderung für Ausländerinnen 
und Ausländer, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, 
und eine Anpassung an die Wartezeit für den allgemeinen Zugang in den Ausbil-
dungsmarkt nach drei Monaten ist aus sachlichen Gründen erforderlich. Dies unter-
stützt das Engagement der Unternehmen, zusätzliche Praktikums- und Ausbildungs-
plätze sowie Plätze für Einstiegsqualifizierung anzubieten. 
Die Finanzierung des aus der befristeten Sonderregelung des § 132 SGB III entste-
henden Erfüllungsaufwands könnte aus Mitteln des Bundeshaushalts erfolgen, da es 
sich bei der Integration von Flüchtlingen in Ausbildung mit dem Ziel der Aufnahme 
einer qualifizierten Beschäftigung um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt. 

 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 132 Absatz 2 Nummer 1, Nummer 2 SGB III) 

Artikel 1 Nummer 3 § 132 Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 1 sind die Angabe "§§ 75 und 130" durch die Angabe "§§ 51, 75 und 
130" und die Wörter "betrieblichen Berufsausbildung" durch die Wörter "betrieb-
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lichen Phase" zu ersetzen. 

b) In Nummer 2 ist die Angabe "§§ 51, 56 und 122" durch die Angabe "§§ 56 und 
122" zu ersetzen. 

 

Begründung: 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Wartezeit von 6 Jahren für Geduldete für den Zu-
gang zu berufsvorbereitenden Maßnahmen nach § 51 SGB III (eventuell in Verbin-
dung mit dem Nachholen eines Hauptschulabschlusses) steht einer zügigen und nach-
haltigen Integration in Ausbildung und Arbeit entgegen. Nach sechs Jahren gedulde-
tem Aufenthalt ohne Zugang zu ausbildungsvorbereitenden Fördermaßnahmen kön-
nen sich Problemlagen verfestigt haben und eine Integration in Ausbildung und Arbeit 
dauerhaft verhindern. Eine Absenkung auf zwölf Monate harmonisiert die Wartezeiten 
für den Zugang zu Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (§ 51 SGB III), Aus-
bildungsbegleitenden Hilfen (§ 75 SGB III) und Assistierter Ausbildung (§ 130 
SGB III), so dass ein systematischer Förderansatz ermöglicht wird. 

 

3. Zu Artikel 3a - neu - (§ 57 Absatz 8 - neu - SGG) 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3a einzufügen: 

 

'Artikel 3a 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

 

Dem § 57 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 8 angefügt: 

"(8) Gilt für einen Kläger in Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de zur Zeit der Klageerhebung eine Wohnsitzzuweisung nach § 12a Absatz 1 bis 3 
des Aufenthaltsgesetzes, ist das Sozialgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Kläger seinen Wohnsitz danach zu nehmen hat. Ist der Kläger nach § 12a Absatz 4 
des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort nicht 
zu nehmen, kann ein Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1 an diesem Ort nicht begrün-
det werden. Hält der Kläger sich an diesem Ort auf und hatte er zuvor an einem an-
deren Ort einen Wohnsitz begründet, gilt dieser Ort als Wohnsitz im Sinne des Ab-
satzes 1. Im Übrigen gilt Absatz 1." ' 
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Begründung: 

Die Regelung orientiert sich an Artikel 6 des Referentenentwurfs des Integrationsge-
setzes vom 29. April 2016. Mit der Regelung wird für Klagen in Angelegenheiten des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) eine örtliche Zuständigkeit des Sozialge-
richts in dem Bezirk begründet, in dem der in der Auflage für eine Ausländerin oder 
einen Ausländer als Wohnsitz festgelegte Ort liegt. Auf den - gegebenenfalls gegen 
die Wohnsitzauflage verstoßenden - gewöhnlichen oder tatsächlichen Aufenthalt 
kommt es bei der Bestimmung der Zuständigkeit nicht an. Ist eine Wohnsitzauflage 
nach § 12a Absatz 1 AufenthG erteilt worden, gelten - soweit der Wohnsitz im zuge-
wiesenen Land genommen worden ist - die allgemeinen Regelungen des Absatzes 1. 
Ist der Kläger nach § 12a Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet, seinen Wohn-
sitz an einem bestimmten Ort nicht zu nehmen (negative Wohnsitzauflage), kann ein 
Wohnsitz im Sinne des § 57 Absatz 1 SGG an diesem Ort nicht begründet werden. 
Hält der Kläger sich dennoch an diesem Ort auf und hatte er zuvor an einem anderen 
Ort einen Wohnsitz begründet, gilt dieser Ort als Wohnsitz im Sinne des § 57 Absatz 
1 SGG. Hatte er zuvor keinen anderen Wohnsitz, ergibt sich die örtliche Zuständigkeit 
des Sozialgerichts aus § 57 Absatz 1 Satz 1 SGG (Aufenthaltsort). 
Mit der Anknüpfung an den in der Wohnsitzauflage genannten Ort wird eine klare und 
eindeutige Zuständigkeitsregelung getroffen. Damit wird eine in der Rechtsprechung 
bislang nicht einheitlich beantwortete Frage (vgl. z. B. LSG Nordrhein-Westfalen, Be-
schl. v. 25. April 2013 - L 2 AS 454/13 B ER, juris; LSG Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 
6. Juni 2013 - L 2 AS 691/13 B ER, juris; LSG Niedersachsen-Bremen, Beschl. v. 6. 
Juni 2013 - L 13 AS 122/13 ER, juris; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 13. Mai 
2015 - L 12 AS 573/15  
B ER u. a., juris) einer eindeutigen Lösung zugeführt. Die Regelung bewirkt zudem in 
Verbindung mit dem neuen § 36 Absatz 2 SGB II-E (vgl. Artikel 2 Nummer 2 Buch-
stabe b) eine wünschenswerte Kongruenz der Zuständigkeit von Leistungsträgern und 
Sozialgerichten am Ort der (positiven) Wohnsitzauflage. Darüber hinaus führt sie zu 
einer gerechten Lastenverteilung, da diejenigen Sozialgerichte entlastet werden, die 
ohnehin bereits eine große Anzahl an Verfahren zu führen haben. 

 

4. Zu Artikel 4 Nummer 2 (§ 2 Absatz 1 Satz 2 - neu - AsylbLG) 

Artikel 4 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

'§ 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe "§§ 3 bis 7" wird durch … < weiter wie Vorlage > …  

b) Folgender Satz wird angefügt: 

"Satz 1 gilt nicht für Leistungsberechtigte, die eine nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz dem Grunde nach förderfähige Ausbildung absolvieren, 
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die Förderung nach dem BAföG allein auf Grund des noch nicht abgeschlossenen 
Asylverfahrens versagt wird und die oder der auszubildende Leistungsberechtigte 
die Dauer des Verfahrens nicht selbst rechtsmissbräuchlich beeinflusst hat." 

 

Begründung: 

Nach 15 Monaten Aufenthalt finden für Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG ge-
mäß § 2 Absatz 1 AsylbLG die Regelungen des SGB XII Anwendung. Das bedeutet, 
dass bei Aufnahme eines dem Grunde nach dem BAföG förderfähigen Studiums Leis-
tungen nach dem AsylbLG beziehungsweise SGB XII gemäß § 22 Absatz 1 SGB XII 
ausgeschlossen sind. Aufgrund dieser Sperrwirkung kann es zu Finanzierungslücken 
kommen, wenn Studierende mit Fluchthintergrund auch nach Ablauf von 15 Monaten 
noch keinen Asylbescheid wegen andauernder Asylverfahren erhalten haben. Beson-
ders betroffen sind Personen, die mit ihrem späteren Aufenthaltstitel (Asylbescheid) 
einen Anspruch auf Ausbildungsförderung nach dem BAföG erhalten werden und fak-
tisch gezwungen sind, das Studium wegen des andauernden Asylverfahrens und man-
gels anderweitiger Finanzierungsmöglichkeiten zu unterbrechen. 

 

5. Zu Artikel 4 Nummer 2a - neu - (§ 3 Absatz 4 Satz 3 AsylbLG) 

In Artikel 4 ist nach Nummer 2 folgende Nummer einzufügen: 

'2a. In § 3 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wörtern "maßgebend sind," die Wörter 
"aufgeschlüsselt nach Einzelbeträgen der jeweiligen Abteilungen und Regelbe-
darfsstufen," eingefügt.' 

 

Begründung: 

Im Hinblick auf den Vollzug des § 1a AsylbLG ist es zwingend notwendig, dass den 
Leistungsbehörden die Geldbeträge der Abteilungen der verschiedenen Regelbedarfs-
stufen aufgeschlüsselt nach Einzelbeträgen zur Verfügung gestellt werden. Sind Sach-
leistungen im Einzelfall nicht möglich, muss die Leistungsbehörde wissen, welche 
Geldbeträge beispielsweise für Körper- und Gesundheitspflege gewährt werden müs-
sen. 

 

6. Zu Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe a (§ 5 Absatz 2 AsylbLG) 

Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe a ist zu streichen. 
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Begründung: 

Die Absenkung der Aufwandsentschädigung von 1,05 Euro auf 80 Cent verstößt ge-
gen den Gleichheitsgrundsatz. Darüber hinaus entsteht durch die Nachweispflicht ein 
erhöhter Verwaltungsaufwand, der für die Behörden unverhältnismäßig wäre. Auch 
für den zum Nachweis Verpflichteten wäre ein solches Führen des Nachweises regel-
mäßig aus Kostengesichtspunkten unverhältnismäßig.  
Ferner ist die Begründung der pauschalen Absenkung um 25 Cent nicht ausreichend. 
Sie räumt ein, dass die bereitgestellten Arbeitsgelegenheiten lediglich "mehrheitlich" 
in Aufnahmeeinrichtungen im Sinne von § 44 des Asylgesetzes oder in vergleichbaren 
Einrichtungen stattfänden und nimmt Bezug auf eine nicht repräsentative Länderum-
frage des Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

 

7. Zu Artikel 4 Nummer 7 (§ 11 Absatz 4 AsylbLG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren um Prüfung der Auswir-
kungen der Regelung auf die Belastungssituation der Sozialgerichtsbarkeit. 

 

Begründung: 

Nach § 11 Absatz 4 AsylbLG-E sollen Widerspruch und Anfechtungsklage gegen ei-
nen Verwaltungsakt, mit dem  
a) eine Leistung nach diesem Gesetz ganz oder teilweise entzogen oder die Leis-

tungsbewilligung aufgehoben wird oder 
b) eine Einschränkung des Leistungsanspruchs nach § 1a oder § 11 Absatz 2a 

AsylbLG festgestellt wird, 
keine aufschiebende Wirkung haben. Diese Regelung dürfte zu einer deutlich erhöh-
ten Arbeitsbelastung der Sozialgerichtsbarkeit führen, die vermehrt mit Verfahren 
nach § 86b SGG (Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes) beschäftigt werden wird, 
obgleich seit Jahrzehnten eine Entlastung der bekanntermaßen sehr hoch belasteten 
Gerichtsbarkeit (vgl. z. B. BT-Drucksache II/2773, BT-Drucksache V/3979, BT-
Drucksache 16/7716, BT-Drucksache 17/12297; vgl. BT-Ausschuss-Drucksache 
18(11) 541, S. 163 ff.) angestrebt wird. 

 

8. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 2 Satz 1 AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 § 12a Absatz 2 Satz 1 sind die Wörter "der Entscheidung 
über seine" zu streichen.  
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Begründung: 

Die Änderung dient der Vereinheitlichung der in § 12a AufenthG-E verwendeten Be-
grifflichkeiten. 

 

9. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 2 Satz 1 AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 § 12a Absatz 2 Satz 1 sind die Wörter "anderen Ort" durch 
die Wörter "bestimmten Ort" zu ersetzen.  

 

Begründung: 

Durch § 12a Absatz 2 AufenthG-E soll den Landesbehörden ausweislich der Geset-
zesbegründung ermöglicht werden, vorübergehenden Wohnverhältnissen in Aufnah-
meeinrichtungen oder anderen vorübergehenden Unterkünften innerhalb kurzer Frist 
abzuhelfen und zur schnellen Integrationsförderung eine reguläre Wohnunterbringung 
in der Aufnahmegesellschaft vordringlich sicherzustellen. Dieses Ziel kann auch 
dadurch erreicht werden, dass geeignete Unterkünfte für die Unterbringung von Asyl-
bewerbern durch entsprechende Umgestaltung in regulären Wohnraum für anerkannte 
Flüchtlinge umgewidmet werden. Auch in diesen Fällen muss es möglich sein und ist 
es sogar integrationsfördernd, wenn anerkannte Flüchtlinge in diesen, in geeigneter 
Weise umgewidmeten Unterkünften wohnen bleiben und entsprechend an diesen "be-
stimmten Ort" zugewiesen werden können. Die Formulierung des Gesetzentwurfs 
bringt dies nicht hinreichend deutlich zum Ausdruck. Im Sinne einer Klarstellung soll-
te daher formuliert werden, dass die Zuweisung an einen bestimmten Wohnort erfolgt. 

 

10. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 3 Nummer 2 AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 § 12a Absatz 3 Nummer 2 ist am Ende das Wort "und" durch 
das Wort "oder" zu ersetzen. 

 

Begründung: 

Der gewählte Indikatorenkatalog erscheint nicht geeignet, da sich die Indikatoren ge-
genseitig neutralisieren können. Sie sollten sich vielmehr sinnvoll ergänzen. Dies ist 
aber bei den nun im Gesetz angedachten Kriterien nicht unbedingt der Fall; so zum 
Beispiel beim Indikator "Versorgung mit angemessenem Wohnraum" und "Lage am 
örtlichen Arbeits- und Ausbildungsmarkt". Gebiete mit guter Arbeitsmarktlage und 
vielen offenen Arbeitsplätzen haben in der Regel weniger Wohnungsleerstände, son-
dern einen aufgrund der wirtschaftlichen Attraktivität angespannten Wohnungsmarkt. 
Gebiete mit vielen Wohnungsleerständen sind in der Regel wirtschaftsschwach mit 
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weniger offenen Stellen. Eine Zuweisung in eine Kommune mit Wohnungsleerstand 
bietet also wahrscheinlich schlechtere Möglichkeiten der Integration in den Arbeits-
markt. Wo die Möglichkeit der Arbeitsmarktintegration günstig ist, stehen wahr-
scheinlich wenige (günstige) Wohnungen zur Verfügung. 

 

11. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 3 Satz 2 - neu - AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 ist dem § 12a Absatz 3 folgender Satz anzufügen: 

"Soll mit der Wohnsitzzuweisung bestimmt werden, dass der Ausländer weiterhin 
seinen Wohnsitz an dem Ort zu nehmen hat, dem er nach § 50 Absatz 4 des Asylge-
setzes zugewiesen wurde, so wird widerlegbar vermutet, dass die Voraussetzungen 
nach Satz 1 vorliegen, wenn die Zuweisungsentscheidung der zuständigen Landes-
behörde auf einem abstrakt-generellen Verteilungsschlüssel mit integrationspoliti-
scher Zielsetzung beruht." 

 

Begründung: 

§ 12a Absatz 3 AufenthG-E verlagert die Prüfungs- und Begründungsebene, ob und 
warum eine Wohnsitzauflage den darin dargelegten integrationspolitischen Zwecken 
dient, auf die Ausländerbehörden, die in jeder Einzelfallentscheidung darzulegen ha-
ben, aus welchen Gründen eine solche Maßnahme erforderlich und in diesem Sinne 
geeignet ist.  
Der damit verbundene Verwaltungsaufwand dürfte enorm sein und deshalb nach hie-
siger Einschätzung den Nutzen zumindest erheblich schmälern. 
Da Asylsuchende, soweit sie nicht bis zur Entscheidung über ihren Asylantrag in der 
Erstaufnahmeeinrichtung verbleiben, ohnehin einem asylrechtlichen Verteilungs- und 
Zuweisungsverfahren unterliegen, sollte diese Entscheidung nicht nur als Grundlage, 
sondern auch als Begründung dienen können, wenn die abstrakt-generellen Vertei-
lungsregelungen eines Landes auf integrationspolitischen Zielsetzungen beruhen. 
Der Ausländerin oder dem Ausländer bliebe es unbenommen, diese Vermutung zu 
widerlegen; die diesbezüglichen Anforderungen könnten durch Landesrecht bestimmt 
werden. 

 

12. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 5 Satz 1a - neu - AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 § 12a Absatz 5 ist nach Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

"Sofern im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 1 der Antrag zu einem län-
derübergreifenden Wohnsitzwechsel führt, ist vorab die Zustimmung der für den 
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neuen Wohnort zuständigen Ausländerbehörde einzuholen."  

 

Begründung: 

Um auch bei einem länderübergreifenden Wohnsitzwechsel unkontrollierten Zuzug in 
Ballungsgebiete, wie zum Beispiel Stadtstaaten, besser steuern zu können, ist eine 
Prüfungsmöglichkeit der "aufnehmenden" Ausländerbehörde angezeigt, inwieweit 
Wohnraum- und Beschäftigungsangebot nachhaltig und im Sinne des gesetzgeberi-
schen Ziels sind, Segregation zu verhindern und Integration zu ermöglichen. Das Zu-
stimmungserfordernis kann mögliche Gefälligkeitszusagen für Beschäftigung und 
Wohnraum aufdecken und verhindern, dass das gesetzgeberische Ziel leerläuft.  

 

13. Zu Artikel 5 Nummer 3 (§ 12a Absatz 7 AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 3 § 12a Absatz 7 ist die Angabe "1. Januar 2016" durch die 
Angabe "… [einsetzen: Datum des Beschlusses des Deutschen Bundestages, mit dem 
dieses Gesetz verabschiedet wird]" zu ersetzen. 

 
Begründung:  

§ 12a Absatz 1 AufenthG-E begründet kraft Gesetzes eine Verpflichtung zur Wohn-
sitznahme im Land der Erstzuweisung im Asylverfahren beziehungsweise im Auf-
nahmeverfahren und erfasst Ausländer, die als Asylberechtigte, Flüchtlinge im Sinne 
von § 3 Absatz 1 AsylG oder subsidiär Schutzberechtigte im Sinne von § 4 Absatz 1 
AsylG anerkannt worden sind oder denen nach den §§ 22, 23 oder 25 Absatz 3 Auf-
enthG erstmalig Aufenthaltstitel erteilt worden sind. Diese Ausländer werden ver-
pflichtet, für einen Zeitraum von drei Jahren ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis in 
dem Zuweisungsland ihren Wohnsitz zu nehmen. 
Bereits die Umsetzung dieser gesetzlichen Wohnsitzverpflichtung wird die Länder in 
den Fällen zukünftiger Anerkennungen/Aufenthaltserlaubnisse vor große Herausfor-
derungen stellen. In jedem Fall problematisch stellt sich die Situation jedoch in Bezug 
auf den von § 12a Absatz 7 AufenthG-E betroffenen Personenkreis dar. Nach dieser 
Norm gelten die Vorgaben der Absätze 1 bis 6 auch bereits für Ausländerinnen und 
Ausländer, deren Anerkennung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
oder bei denen die Erteilung einer der in Absatz 1 genannten Aufenthaltserlaubnis 
nach dem 1. Januar 2016 erfolgt ist.  
Auch wenn die Bundesregierung davon ausgeht, dass die Rückwirkung aufgrund der 
konkreten Ausgestaltung der gesetzlichen Vorgaben (zum Beispiel als "kann"-
Regelungen) und durch die Ausnahme- und Abweichungsmöglichkeiten auch bei 
Wohnsitzverpflichteten den Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit Rechnung 
trägt, bleibt zweifelhaft, ob diese Regelung verfassungsrechtlich zulässig ist. Die mit 
dieser Änderung vorgeschlagene Regelung orientiert sich deshalb an § 12a Absatz 6 
des Referentenentwurfs zum Aufenthaltsgesetz vom 29. April 2016, um den Rückwir-
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kungszeitraum zu verkürzen.  
Es ist in diesem Zusammenhang weiterhin zu berücksichtigen, dass eine nicht uner-
hebliche Anzahl der von der Rückwirkung betroffenen Ausländer bereits angefangen 
hat, sich an ihrem selbstgewählten Wohnort im Vertrauen auf ihr Freizügigkeitsrecht 
ein neues Leben aufzubauen. Zudem hat die Härtefallregelung des § 12a Absatz 5 
AufenthG-E nur einen eng umgrenzten Anwendungsbereich. Nicht zuletzt auch des-
halb steht zu befürchten, dass viele Ausländer, die von der Regelung betroffen wären, 
ihrer Wohnsitzverpflichtung nicht freiwillig nachkommen und die Durchsetzung der 
Wohnsitzverpflichtung daher einen hohen Aufwand für die Verwaltung zur Folge hät-
te. 

 

14. Zu Artikel 5 Nummer 5 (§ 26 Absatz 3 Satz 2 AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 5 § 26 Absatz 3 Satz 2 sind die Wörter "Einem Ausländer," 
durch die Wörter "Abweichend von Satz 1 ist einem Ausländer" und die Wörter "be-
sitzt, ist" durch das Wort "besitzt," zu ersetzen. 

 

Begründung: 

Die Neuformulierung dient der Klarstellung und gestaltet die Norm anwendungs-
freundlicher aus, indem auf den Unterschied der Fallgestaltung von § 26 Absatz 3 
Satz 2 zu § 26 Absatz 3 Satz 1 AufenthG-E ausdrücklich hingewiesen wird. 

 

15. Zu Artikel 5 Nummer 5 (§ 26 Absatz 3 AufenthG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie der beson-
deren Situation von geflohenen Frauen bei der Vergabe einer Nieder-
lassungserlaubnis im Einzelfall Rechnung getragen werden kann.  

 

Begründung: 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Änderung des § 26 Absatz 3 AufenthG benachtei-
ligt geflohene Frauen. In der Vorschrift ist vorgesehen, dass die Erteilung einer Nie-
derlassungserlaubnis künftig von bestimmten Voraussetzungen abhängig ist. So ist in 
Artikel 5 Nummer 5 des Gesetzentwurfs eine Änderung vorgesehen, nach der eine 
Niederlassungserlaubnis einem Ausländer oder einer Ausländerin zu erteilen ist, der 
oder die fünf Jahre lang eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 (anerkannte 
Asylberechtigte), Absatz 2 Satz 1 (Flüchtlingseigenschaft anerkannt oder subsidiärer 
Schutz) oder § 23 Absatz 4 (Resettlement-Flüchtlinge) AufenthG hat, wenn darüber 
hinaus der Lebensunterhalt überwiegend gesichert ist.  
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Der Lebensunterhalt ist gemäß § 2 Absatz 3 AufenthG gesichert, wenn der Ausländer 
oder die Ausländerin den Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel 
bestreiten kann. Zwar gilt der Bezug bestimmter Mittel nicht als Inanspruchnahme öf-
fentlicher Mittel, zum Beispiel Kindergeld, Kinderzuschlag, Erziehungsgeld, Eltern-
geld, BAföG oder Unterhaltsvorschuss. Aufgrund der in den Herkunftsländern häufig 
vorherrschenden patriarchalen Kulturen und damit einhergehenden Rollenbildern und 
Traditionen kann es aber für Frauen schwieriger sein als für Männer, ihren Lebensun-
terhalt selbst zu bestreiten. Denn viele der hierher geflohenen Frauen waren in ihren 
Herkunftsländern gar nicht berufstätig. Das heißt, dass sich diese Frauen nicht nur am 
Arbeitsmarkt orientieren müssen, sondern vorher noch einen Beruf erlernen müssen.  
Ebenfalls ist bekannt, dass die Erwerbstätigenquote hier lebender Frauen mit Migrati-
onshintergrund beziehungsweise ausländischer Frauen deutlich niedriger ist als die 
Erwerbstätigenquote herkunftsdeutscher Frauen. Besonders schwierig ist es zudem im 
Falle einer Trennung vom Partner und wenn Kinder in der Familie sind, für die die 
Frau nach der Trennung allein verantwortlich ist. Zwar verlangt die neue Vorschrift 
nur, dass der Lebensunterhalt überwiegend gesichert ist. Damit soll nach der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs der besonderen Lage der Asylberechtigten, anerkannten 
Flüchtlinge und Resettlement-Flüchtlinge Rechnung getragen werden. Offen bleibt 
aber, wann diese Voraussetzung erfüllt ist beziehungsweise unter welchen Voraus-
setzungen der Lebensunterhalt "überwiegend" gesichert ist. Aus der Begründung geht 
lediglich hervor, dass eine reduzierte Lebensunterhaltssicherung verlangt wird, ohne 
dies zu konkretisieren. 

 

16. Zu Artikel 5 Nummer 7a - neu - (§ 45a Absatz 3 Satz 2 - neu - AufenthG) 

In Artikel 5 ist nach Nummer 7 folgende Nummer einzufügen: 

'7a. Dem § 45a Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:  

"Soweit die berufsbezogene Deutschsprachförderung die Vorbereitung auf ein Hoch-
schulstudium betrifft, ist die Rechtsverordnung zusätzlich im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung und mit Zustimmung des Bundesrats 
zu erlassen." ' 

 

Begründung: 
Die Ergänzung betrifft ausschließlich den Fall, dass die berufsbezogene Sprachförde-
rung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge die Vorbereitung auf ein Hoch-
schulstudium betrifft; sonstige studienvorbereitende Maßnahmen (Deutschkur-
se/Propädeutika) an Hochschulen fallen nicht hierunter. 
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17. Zu Artikel 5 Nummer 8 (§ 60a Absatz 2 Satz 9a - neu - AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 8 § 60a Absatz 2 ist nach Satz 9 folgender Satz einzufügen: 

"Im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Ausbildungsverhältnisses soll die Aus-
länderbehörde eine Duldung für weitere sechs Monate zum Zweck der Suche nach 
einem anderen Ausbildungsplatz erteilen, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass 
er sich ernsthaft um einen anderen Ausbildungsplatz bemüht; die zur Ausbildungs-
platzsuche erteilte Duldung darf für diesen Zweck nicht verlängert oder erneut erteilt 
werden." 

 

Begründung: 

Die Änderung zielt darauf ab, im Fall des Abbruchs einer Ausbildung eine zweite 
Chance zu geben, insbesondere da der Abbruch unverschuldet erfolgt sein kann. Um 
Missbrauch auszuschließen, soll dies jedoch auf die Fälle beschränkt werden, in denen 
der Ausländer der Ausländerbehörde zumindest glaubhaft macht, dass er Anstrengun-
gen unternimmt, einen neuen Ausbildungsplatz zu finden. Durch den letzten Satz soll 
klargestellt werden, dass die Duldung weder verlängert noch im Fall eines weiteren 
Abbruchs wiederholt werden kann. 

 

18. Zu Artikel 5 Nummer 8 (§ 60a Absatz 2 Satz 10a - neu - AufenthG) 

In Artikel 5 Nummer 8 § 60a Absatz 2 ist nach Satz 10 folgender Satz einzufügen: 

"Die Sätze 4 bis 9 gelten für den Fall eines Studiums, Satz 10 für den Fall des erfolg-
reichen Studienabschlusses entsprechend." 

 

Begründung: 

Da das Studium wie die Ausbildung in einem Ausbildungsberuf zu einem berufsquali-
fizierenden Abschluss führt und damit auch eine Berufsausbildung ist, wird die Vor-
schrift vor dem Hintergrund der Gleichbehandlung der betrieblichen Ausbildungszeit 
mit der Studienzeit konkretisiert und das Studium ebenfalls als dringender persönli-
cher Grund im Sinne des § 60 Absatz 2 Satz 3 AufenthG angesehen. Die Interessens-
lage ist aus Sicht der betroffenen Auszubildenden in beiden Fällen vergleichbar. Auch 
sind die Kosten eines Studiums beziehungsweise eines Studienabbruchs durchaus mit 
denen einer Ausbildung beziehungsweise eines Ausbildungsabbruchs vergleichbar. 
Es soll daher sichergestellt sein, dass Geduldete im Sinne des Gesetzentwurfs das be-
gonnene Studium auch aus aufenthaltsrechtlicher Sicht beenden können. 
Ferner soll - entsprechend dem Abschluss einer betrieblichen Ausbildung - für gedul-
dete Hochschulabsolventen die Möglichkeit einer befristeten Aufenthaltserlaubnis be-
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stehen, um eine der erworbenen Qualifikation entsprechende Beschäftigung zu su-
chen. 

 

19. Zu Artikel 5 Nummer 8 (§ 60a Absatz 2 Satz 4 bis 11 AufenthG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob anstelle der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Neufassung des gesetzlichen Duldungs-
grundes "Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung" für geduldete Ausländer, 
die in den Anwendungsbereich der neuen Regelung fallen sollen, eine Aufenthaltser-
laubnis oder zumindest eine Aufenthaltserlaubnis "auf Probe" entsprechend § 104a 
Absatz 1 Satz 3 AufenthG vorgesehen werden kann. 

 

Begründung: 

Die durch das Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeen-
digung vom 27. Juli 2015 (BGBl. I S. 1386) vorgenommene Ausweitung der gesetz-
lich geregelten Duldungsgründe in § 60a Absatz 2 AufenthG um einen entsprechen-
den Tatbestand zugunsten von geduldeten Ausländern, die eine qualifizierte Berufs-
ausbildung in Deutschland aufnehmen oder aufgenommen haben, ist sowohl im Hin-
blick auf die zu erwartende Aufenthaltsdauer von in der Regel zwei bis drei Jahren 
(vgl. § 60a Absatz 2 Satz 5 AufenthG-E: Bindung der Duldungsdauer an die im Aus-
bildungsvertrag bestimmte Dauer der Berufsausbildung) als auch mit Blick auf die of-
fenkundig dauerhafte Aufenthaltsperspektive (Anspruch auf Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis gemäß § 18a AufenthG-E für zwei Jahre bei erfolgreicher Ausbildung 
und Anschlussbeschäftigung) mit der Systematik des geltenden Aufenthaltsrechts 
nicht zu vereinbaren.  
Es erscheint zudem fragwürdig, ob die bloße Ausweitung eines gesetzlichen Dul-
dungstatbestandes zugunsten von Ausländern, die die Aufnahme einer qualifizierten 
Berufsausbildung beabsichtigen, die von der Praxis erhoffte Signalwirkung für ausbil-
dungsbereite Arbeitgeber bewirken kann. Dem von der Bundesregierung verfolgten 
Regelungsziel, sowohl den geduldeten Ausländern als auch den ausbildungsbereiten 
Betrieben Rechtssicherheit für die Dauer der Ausbildung zu verschaffen und das auf-
enthaltsrechtliche Verfahren zu vereinfachen, wird mit der Einführung eines neuen 
Aufenthaltstitels "Aufenthaltsgewährung für die Dauer einer Berufsausbildung" in 
Anlehnung an § 25b AufenthG zielführender und systemgerecht entsprochen. Dem 
Bedürfnis, einer vorzeitigen Verfestigung des Aufenthalts im Bundesgebiet bei nicht 
hinreichend gesicherter Integrationsperspektive entgegenzuwirken, kann gegebenen-
falls mit einer Aufenthaltserlaubnis "auf Probe" entsprechend dem Vorbild der Altfall-
regelung (vgl. § 104a Absatz 1 Satz 3 AufenthG) Rechnung getragen werden. 
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20. Zu Artikel 6 Nummer 2 (§ 5 Absatz 3 Satz 3 - neu - AsylG) 

In Artikel 6 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

'2. § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe …<weiter wie Gesetzentwurf>… 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

"Er betreibt in jedem Land unabhängig von den dauerhaften Aufnahmekapazi-
täten der Aufnahmeeinrichtungen mindestens eine Außenstelle." ' 

 

Begründung: 

Es ist schon jetzt zu beobachten, dass spürbare Veränderungen der Zugangszahlen in 
das Asylsystem relativ schnell auch öffentliche und politische Diskussionen über den 
Rückbau von Aufnahmekapazitäten nach sich ziehen. Gerade für kleinere Länder ist 
daher nicht auszuschließen, dass wieder Aufnahmeeinrichtungen entstehen, die weni-
ger als 1 000 dauerhafte Unterbringungsplätze aufweisen. Dies könnte in der Konse-
quenz dazu führen, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in betroffenen 
Ländern keine Außenstelle mehr unterhält. Um dies und die daraus erwachsenen mög-
lichen Konsequenzen (Nutzung von Außenstellen anderer Länder unter Hinnahme lo-
gistischer Probleme oder alternativ unnötiger Vorhalt zu groß dimensionierter Auf-
nahmeeinrichtungen) zu vermeiden, wird vorgeschlagen, § 5 Absatz 3 AsylG zusätz-
lich um oben genannten Satz 3 zu ergänzen.  

 

21. Zu Artikel 6 Nummer 3 (§ 8 Absatz 1b Satz 3 - neu - AsylG)  

In Artikel 6 Nummer 3 ist dem § 8 Absatz 1b folgender Satz anzufügen: 

"Für die Datenübermittlung vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an die 
obersten Landesbehörden oder der von ihr bestimmten Stelle gelten Satz 1 und 2 ent-
sprechend." 

 

Begründung: 

Mit Einfügung des § 8 Absatz 1b Satz 1 und 2 AsylG-E wird eine einseitige Übermitt-
lung der Daten von der obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle an 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) eingeführt, personenbezogene 
Informationen über körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen ei-
nes Ausländers zu übermitteln, deren Kenntnis für das BAMF zur ordnungsgemäßen 
Durchführung der Anhörung erforderlich ist (Umsetzung der EU-
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Verfahrensrichtlinie). Eine Datenübermittlung in die andere Richtung ist dagegen 
nicht vorgesehen, obgleich dies für die obersten Landesbehörden oder der von ihr be-
stimmten Stelle zur Verteilung der Flüchtlinge oder zur Wohnsitzzuweisung ebenso 
von Bedeutung ist. Mit der an § 8 Absatz 1b AsylG-E Anfügung des Satzes 3 wird die 
Möglichkeit einer wechselseitigen Datenübermittlung gewährleistet. 

 

22. Zu Artikel 6 Nummer 4 Buchstabe a (§ 14 Absatz 1 Satz 3 - neu - AsylG) 

In Artikel 6 Nummer 4 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

'a) Nach Absatz 1 Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 

 "Das Bundesamt …<wie Vorlage>… zu stellen. Die Benennung der zuständigen 
Aufnahmeeinrichtung nach § 46 Absatz 2 bleibt davon unberührt." ' 

 

Begründung: 

Es sollte klargestellt werden, dass eine gegebenenfalls länderübergreifende Weiterlei-
tung zur Asylantragstellung an eine andere als die nach § 14 Absatz 1 Satz 1 AsylG 
originär zuständige Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge kei-
nen Einfluss hat auf die Zuständigkeit der nach § 46 Absatz 2 AsylG bestimmten Auf-
nahmeeinrichtung.  

 

23. Zu Artikel 6 Nummer 5 (§ 24 Absatz 1a AsylG) 
   Nummer 7 (§ 29 Absatz 4 AsylG) 

Artikel 6 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 5 ist zu streichen. 

b) Nummer 7 § 29 Absatz 4 ist zu streichen. 

 

Begründung: 

Mit den Vorschriften soll es dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im Falle 
einer Überlastung infolge eines starken Zustroms von Asylbewerbern ermöglicht wer-
den, die asylrechtliche Anhörung auf andere Behörden zu übertagen, die mit Aufga-
ben nach dem Asyl- oder dem Aufenthaltsgesetz betraut sind. 
Diese einseitige Ermächtigung zur Aufgabendelegation wird abgelehnt, nicht nur weil 
ohnehin hochbelastete Landes- beziehungsweise kommunale Behörden hiervon mit 
erfasst wären. Die Anhörung ist das Herzstück des Asylverfahrens und damit der Auf-
gaben des Bundesamtes und kann nicht auf sonstige Behörden delegiert werden, die 
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die entsprechende Fachkompetenz nicht dauerhaft und durch tägliche Anwendung 
vorhalten können. 
Wie in der Begründung des Gesetzes angesprochen, besteht bereits die Möglichkeit, 
im Wege der Amtshilfe oder durch Abordnungen Personalengpässe beim Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) durch Unterstützung der Länder aufzufangen.  
Die Notwendigkeit, diese Unterstützungsmöglichkeiten zu erweitern, besteht nicht.  
Bei besonders hohen Zugangszahlen sind auch die Landesbehörden, welche Aufgaben 
nach dem AsylG oder dem AufenthG wahrnehmen (Aufnahme- und Ausländerbehör-
den), ausgelastet, so dass die vorgesehene Regelung ohnehin nicht greift. Durch die 
Regelung werden die Länder der Erwartungshaltung ausgesetzt, organisatorische 
Mängel des BAMF durch Unterstützung mit landeseigenen Ressourcen zu kompensie-
ren. Das BAMF darf nicht auf Kosten der Länder aus der Verantwortung genommen 
werden, sich organisatorisch und personell auch auf Zugangsspitzen ausreichend vor-
zubereiten. 

 

24. Zu Artikel 6 Nummer 7 (§ 29 Absatz 1 AsylG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren um Prüfung, inwieweit der 
neu eingeführte Katalog der "unzulässigen Asylanträge" mit europarechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben in Einklang zu bringen ist. 

 

Begründung: 

Bei einem unzulässigen Asylantrag wird nicht in die Sachprüfung eingestiegen. Das 
Recht auf Asyl bleibt von vornherein versagt. Angesichts des hohen Schutzes des 
Grundrechts auf Asyl müssen an die Voraussetzungen für ein Zurückweisen eines An-
trags als unzulässig sehr hohe Anforderungen gestellt werden. Allerdings lässt es zum 
Beispiel § 29 Absatz 1 Nummer 3 AsylG bereits ausreichen, dass "ein Staat, der bereit 
ist, den Ausländer wieder aufzunehmen, als für den Ausländer sicherer Drittstaat ge-
mäß § 26a AsylG betrachtet wird". Dies ist im Hinblick auf den Gesetzesvorbehalt aus  
Artikel 16a Absatz 3 Grundgesetz problematisch, da im Ergebnis dieselben Rechtsfol-
gen eintreten wie bei einer Einstufung eines Staates als sicherer Drittstaat. Auch im 
Hinblick auf die weiteren Nummern des in  
§ 29 Absatz 1 AsylG normierten Katalogs bestehen europa- und verfassungsrechtliche 
Bedenken. 

 

25. Zu Artikel 6 Nummer 12 Buchstabe b (§ 34a Absatz 1 Satz 4 AsylG) 

In Artikel 6 Nummer 12 ist Buchstabe b zu streichen. 
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Begründung: 

Bei Abschiebungsanordnungen nach § 34a AsylG liegt die Verfahrensherr-schaft bis 
zur Abschiebung ausschließlich beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF). Die Zuständigkeit des BAMF umfasst hier auch die Prüfung 
inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse, wie zum Beispiel einer geltend 
gemachten Reiseunfähigkeit. Dies gilt auch dann, wenn das Vollstreckungshindernis 
erst nach Erlass der Abschiebungsanordnung entsteht. Durch mehrere 
Gerichtsentscheidungen geklärt ist außerdem, dass eine Abschiebungsandrohung nicht 
etwa als "milderes Mittel" gegenüber der Abschiebungsanordnung in Betracht kommt. 
Eine Abschiebungsanordnung darf nur dann erfolgen, wenn feststeht, dass sie 
durchgeführt werden kann. Mit der beabsichtigten Rechtsänderung wird erkennbar das 
Ziel verfolgt, bei Unklarheiten bezüglich der Vollstreckbarkeit die weitere 
(inlandsbezogene) Prüfung den Ausländerbehörden zu übertragen. Dies ist mit Blick 
auf die damit dort entstehenden Mehrbelastungen abzulehnen. 

 

26. Zur Harmonisierung von Voraufenthaltszeiten 

a) Der Bundesrat begrüßt, dass der Zugang zu verschiedenen Instrumenten der Aus-
bildungsförderung für Gestattete mit guter Bleibeperspektive, Geduldete und In-
haber bestimmter humanitärerer Aufenthaltstitel  befristet erleichtert wird.  

b) Der Bundesrat spricht sich dafür aus, im  weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
prüfen, inwieweit eine weitergehende Harmonisierung der Voraufenthaltszeiten 
für den Zugang von Asylsuchenden mit guter Perspektive und Geduldeten zur 
Ausbildungsförderung ermöglicht werden kann. 

 

Begründung: 

Eine Angleichung der Regelungen für Geduldete an die für Asylsuchende ist mit Blick 
auf die Gleichbehandlung von Jugendlichen, die eine Ausbildung anstreben, sowie ih-
re vergleichbaren Bedarfe zielführend. Im Gesetzentwurf variieren die Voraufent-
haltszeiten für einzelne Förderinstrumente je nach Status von drei Monaten bis zu 
sechs Jahren.  

 

27. Zu den Integrationskursen 

a) Der Bundesrat begrüßt das Anliegen des Gesetzentwurfes, das Angebot an Integ-
rationsmaßnahmen gesetzlich besser zu strukturieren und konsistenter zu gestal-
ten. 
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b) Der Bundesrat weist darauf hin, dass ein praktischer Erfolg nur erzielt werden 
kann, wenn die gesetzlichen Instrumente angemessen und bedarfsdeckend mit fi-
nanziellen Mitteln ausgestattet werden. 

Insbesondere das tatsächliche Angebot an Integrationskursplätzen, auf denen al-
lem voran die deutsche Sprache, aber auch die in Deutschland geltenden grundle-
genden Werte vermittelt werden, deckt zurzeit die Nachfrage bei weitem nicht. 
Auch die nach Deutschland gekommenen Flüchtlinge sind in aller Regel sehr stark 
daran interessiert - als ersten wesentlichen Schritt zu ihrer Integration - Deutsch zu 
lernen und etwas über das Land zu erfahren. Diese überwältigende Motivation 
sollte nicht ungenutzt bleiben. Der Bundesrat bittet daher, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren die Voraussetzungen für ein zeitnah bedarfsdeckendes Integrati-
onskursangebot zu schaffen. 

c) Der Bundesrat verweist in diesem Zusammenhang auch auf seinen Beschluss vom 
19. Dezember 2013 (BR-Drucksache 756/13 (Beschluss)) und bittet darum, das 
Integrationsgesetz dazu zu nutzen, den Zugang zu Integrationskursen als Kernin-
tegrationsangebot für weitere Migrantengruppen - insbesondere auch für Gedulde-
te und für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger - zu ermöglichen und zu erleich-
tern. 

d) Rechtsänderungen, die den Zugang zu Integrationskursen erschweren und zusätz-
lichen Verwaltungsaufwand erzeugen, sind zu vermeiden. Vor diesem Hinter-
grund und angesichts der fehlenden Bedarfsdeckung sollte auf eine Verkürzung 
der Geltungsdauer einer erteilten Teilnahmeberechtigung verzichtet werden. 

e) Maßnahmen, wie die Erhöhung der maximalen Teilnehmerzahl je Kurs, können in 
der gegenwärtigen Situation ein Element sein, um den hohen Bedarf zu decken. 
Da sich solche Maßnahmen aber potenziell qualitätsmindernd auswirken, sollten 
diese nur übergangsweise vorgesehen werden, weil sie dem Ziel, ein möglichst 
hohes Maß an Deutschkenntnissen zu vermitteln, grundsätzlich abträglich sind. 

 

28. Zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt 

a) Der Bundesrat begrüßt es, dass bei der Erweiterung von Integrationsmaßnahmen 
dem Aspekt der Eingliederung in den Arbeitsmarkt als wesentlichem Faktor der 
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Integration besonderes Gewicht beigemessen wird. Dem muss auch ein möglichst 
barrierefreier Zugang zu Ausbildung und Arbeit gegenüberstehen. 

 b) Der Bundesrat spricht sich daher für die Streichung der sogenanten Vor-
rangprüfung aus. Auch da Migrantinnen und Migranten erfahrungsgemäß ohnehin 
oftmals die schlechteren Chancen auf einen konkreten Arbeitsplatz haben, um den 
sie mit inländischen Arbeitskräften konkurrieren, ist die Vorrangprüfung sachlich 
nicht notwendig und erzeugt verzichtbaren Verwaltungsaufwand. 

 c) Der Bundesrat bittet zudem, gesetzlich vorzusehen, dass jungen Geduldeten, die 
eine Ausbildung aufnehmen können, eine Aufenthaltserlaubnis für die Dauer des 
Ausbildungsverhältnisses und für eine angemessene Zeit der Arbeitssuche nach 
erfolgreichem Ausbildungsabschluss erteilt wird. Die im Gesetzentwurf vorgese-
hene Duldungsregelung genügt nicht den Erfordernissen an die Aufenthalts- und 
Rechtssicherheit für die Auszubildenden und Ausbildungsbetriebe. 

 

29. Zu Mehrkosten und Verwaltungsaufwand 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Neuregelungen, die bei den 
Behörden der Länder und Kommunen erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
erzeugen werden. 

Der Bundesrat stellt fest, dass die Mehrkosten, die damit einhergehen, im Gesetz-
entwurf nur unzureichend spezifiziert und ausgewiesen sind. Er bittet die Bundesre-
gierung, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine nachvollziehbare Einschätzung 
des entsprechenden Erfüllungsaufwandes für Länder und Kommunen vorzulegen. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung zudem dazu auf, eine Übernahme der 
entsprechenden, in den Haushalten von Ländern und Kommunen in Umsetzung des 
Gesetzes zusätzlich entstehenden Kosten durch den Bund sicherzustellen. 

 

30. Zum Zugang zu Sprachförderung und Bildung allgemein 

a) Der Bundesrat weist darauf hin, dass Sprache und Bildung die Hauptinstrumente 
erfolgreicher Integration sind. Diese kommen nicht allein in Integrationskursen 
zum Tragen. Die Integration der geflüchteten Menschen in Schulen, Kitas, Hoch-
schulen und Ausbildungen sowie durch Jugendarbeit und Jugendfreizeiteinrich-
tungen ist darüber hinaus die Grundlage einer erfolgreichen Einwanderungsbio-
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grafie.  

b) Der Bundesrat unterstreicht daher, dass ein formaler deutscher Bildungsabschluss 
die beste Chance für den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt und damit für eine 
unabhängige Existenz in Deutschland darstellt. Allen Geflüchteten wird daher  
frühestmöglicher Zugang zu Sprachförderung und Bildung ermöglicht. Oberste 
Priorität für schulpflichtige Kinder ist  eine Beschulung an Regelschulen. 

c) Da mittel- und langfristig der erhöhte Bedarf an Fachpersonal, Plätzen (auch Stu-
dienplätzen insbesondere in der Lehrerausbildung) und an räumlichen Kapazitäten 
(Anbau, Neubau) in den Ländern abgedeckt und finanziert werden muss, fordert 
der Bundesrat vom  Bund  finanzielle Unterstützung, wenn Angebote schnell und 
flexibel eingerichtet werden müssen, die von den Ländern kurzfristig allein nicht 
finanziert werden können. Dies gilt insbesondere für Maßnahmen, die an den 
Schnittstellen zwischen Schule und Beruf  für Jugendliche angesiedelt sind,  da für 
diese Zielgruppe besondere Risiken des Scheiterns bestehen, wenn die Sprachbil-
dung, die  Integration in Schule oder der Übergang von Schule zu Beruf nicht 
zielgruppengerecht erfolgen. 

 

31. Zum Studium als Integrationsmaßnahme 

a) Der Bundesrat begrüßt die das Hochschulstudium sowie studienvorbereitende 
Maßnahmen betreffenden Regelungen im Gesetzentwurf sowie die damit verbun-
dene gesetzgeberische Wertung, Studium beziehungsweise studienvorbereitende 
Maßnahmen an Hochschulen als wichtige Maßnahmen der Integration von Flücht-
lingen in Gesellschaft und Arbeitsmarkt anzuerkennen.  

b) Er bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren das Studium beziehungsweise stu-
dienvorbereitende Maßnahmen durchgängig als Integrationsmaßnahme anzuer-
kennen.  

c) Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren durch eine Regelung 
im AsylbLG, im SGB XII oder einem anderen Gesetz sicherzustellen, dass der 
Lebensunterhalt studierender Gestatteter, bei denen ein rechtmäßiger und dauer-
hafter Aufenthalt zu erwarten ist oder deren Asylverfahren unverschuldet lange 
dauern, nach 15 Monaten Voraufenthalt gesichert ist; gleiches gilt für die Teil-
nahme an studienvorbereitenden Maßnahmen.  

d) Er fordert ferner, im weiteren Gesetzgebungsverfahren durch eine Regelung im 
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AsylbLG, SGB V oder durch anderweitige geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass studierende Gestattete, die Asylbewerberleistungen beziehen, ohne Gefahr 
für das Existenzminimum den Nachweis der studentischen Krankenpflichtversi-
cherungspflicht nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 SGB V erfüllen können. 

e) Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren durch eine Regelung 
im AufenthG sicherzustellen beziehungsweise klarzustellen, dass eine Teilnahme-
verpflichtung am Integrationskurs bei Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht 
ausgesprochen werden soll oder nach § 44a Absatz 2 AufenthG entfällt, wenn sich 
die Ausländerin oder der Ausländer im Bundesgebiet in einer beruflichen oder 
sonstigen Ausbildung befindet, worunter auch ein Studium und Maßnahmen, die 
auf die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder eines Studiums (zum Bei-
spiel Studienkollegs, studienvorbereitende Sprachkurse an Hochschu-
len/Propädeutika) vorbereiten sollen, fallen. 

f) Er fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren durch eine geeignete Maßnahme 
sicherzustellen, dass die Leistungsbehörden oder das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge auch Gestatteten Fahrtkostenzuschüsse gewähren können, um ihre 
Teilnahme an einem Studium oder einer studienvorbereitenden Maßnahme sicher-
zustellen. 

g) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob sicherge-
stellt ist, dass Hochschulabsolventen mit bisher humanitären Aufenthaltstiteln, die 
Möglichkeit der Suche eines der Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatzes ent-
sprechend § 16 AufenthG haben. 

 

Begründung:  

Ein Studium führt zu einem berufsqualifizierenden Abschluss und ist daher als 
gleichwertige Maßnahme zur Integration von Flüchtlingen in Gesellschaft und in den 
Arbeitsmarkt anzusehen. Der Gesetzentwurf vollzieht diese Wertung an verschiede-
nen Stellen (Integrationsmaßnahmen nach § 5a AsylbLG und der Wohnsitzauflage 
nach § 12a AufenthG). Dies wird begrüßt. 
Gleichwohl bleiben bestimmte Regelungen im Bereich der Grundsicherung oder den 
Integrationsmaßnahmen, bei denen eine gesetzliche oder anderweitige Klarstellung 
und Regelung erforderlich ist, um in den Ländern und Kommunen eine einheitliche 
Praxis sicherzustellen.  

Zu Buchstabe c: 

Wegen § 2 AsylbLG in Verbindung mit § 22 SGB XII besteht für studierende Asyl-
bewerberinnen und -bewerber (Analogleistungsberechtigte), die sich über eine Dauer 
von 15 Monaten ohne wesentliche Unterbrechung und nicht rechtsmissbräuchlich im 
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Bundesgebiet aufgehalten haben, kein Anspruch auf Grundsicherung während eines 
Fachstudiums. Gleiches gilt für studienvorbereitende Maßnahmen, die förderfähig im 
Sinne des § 22 SGB XII zum Beispiel in Verbindung mit dem BAföG sind. Die Folge 
ist, dass entsprechende hochschulische Integrationsmaßnahmen abgebrochen werden 
müssen, wenn das Asylverfahren länger als 15 Monate dauert. Für sonstige Maßnah-
men der Integration im nichthochschulischen Bereich sind dagegen Grundleistungen 
sichergestellt. Es wird daher um eine Regelung gebeten, die die Grundleistungen für 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an hochschulischen Maßnahmen der Integration, 
wie Studium oder studienvorbereitende Maßnahme sicherstellt.  

Zu Buchstabe d: 

Die Leistungen für Krankheit nach den §§ 4 und 6 AsylbLG genügen nach Auffas-
sung der Krankenversicherungen nicht als studentische Pflichtversicherung nach § 5 
Absatz 1 Nummer 9 SGB V. Da der fehlende Nachweis der studentischen Kranken-
versicherung aufgrund der Studentenkrankenversicherung-Meldeverordnung zu einem 
Immatrikulationshindernis führt, ist sicherzustellen, dass Studierende, die Asylbewer-
berleistungen beziehen, ohne Gefährdung des Existenzminiums eine studentische 
Krankenversicherung nachweisen können.  

Zu Buchstabe e: 
Wenn Asylberechtigte, anerkannte Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte mit 
nur einfachen Deutschkenntnissen künftig zu einem Integrationskurs verpflichtet wer-
den, muss sichergestellt sein, dass ein Studium oder eine studienvorbereitende Maß-
nahme (in der Regel Deutschkenntnisse und Fachvorbereitung/Propädeutika) an der 
Hochschule (zum Beispiel Integra) diese Verpflichtung ersetzt. § 44a AufenthG, der 
Personen von der Teilnahmeverpflichtung ausnimmt, die sich im Bundesgebiet in ei-
ner beruflichen oder sonstigen Ausbildung befinden, muss auch für ein Studium oder 
für studienvorbereitende Maßnahmen gelten. Dies ist klarzustellen. Auch bei Aus-
übung des Ermessens hinsichtlich einer Verpflichtung zur Teilnahme am Integrations-
kurs ist zu beachten, dass eine Verpflichtung nicht zumutbar ist, wenn die oder der 
Betroffene eine studienvorbereitende Maßnahme oder ein Studium aufnimmt. Stu-
dienvorbereitende Deutschkurse finden für Flüchtlinge an Hochschulen bereits ab Ni-
veau A1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen statt.  

Zu Buchstabe f: 

Um die Teilnahme an hochschulischen Kursen für Gestattete sicherzustellen, bedarf es 
eines Fahrtkostenzuschusses. Es wird gebeten, dies wie bei der Teilnahme an Integra-
tionskursen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge sicherzustellen.  

Zu Buchstabe g: 

Nach dem AufenthG besteht für Hochschulabsolventen mit bestimmten Aufenthaltsti-
teln die Möglichkeit, sich im Anschluss an das Studium einen der Qualifikation ent-
sprechenden Arbeitsplatz zu suchen. Es wird gebeten, zu überprüfen, ob dies auch für 
Personen mit (bisher) humanitärem Aufenthaltstitel, denen eine Niederlassungser-
laubnis noch nicht erteilt werden kann, sichergestellt ist. 
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32. Zu BAföG als Fördermöglichkeit 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren Regelungsmöglichkeiten 
im Bereich der Hochschulausbildung zu prüfen, die den im Gesetzentwurf für den 
Bereich der Berufsausbildung vorgesehenen Änderungen entsprechen, insbesondere, 
ob Änderungen im BAföG als entsprechende Änderung zu den im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Änderungen bezüglich zeitnaher Förderungsmöglichkeiten für Gestat-
tete mit guter Bleibeperspektive und Geduldete nach dem SGB III möglich sind. 

 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich bei der Förderung von auszubildenden Geflüchte-
ten auf den Bereich der beruflichen Ausbildung und enthält keine entsprechenden Än-
derungen für den Bereich der Förderung von auszubildenden Geflüchteten im Bereich 
der Hochschulausbildung. 
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